
AMTSBLATT 
d e r  S t a d t  H e r t e n  

 

Inhaltsverzeichnis Seite 
 
1. 
 
 
2. 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Aktualisierte Bekanntmachung der Tagesordnung für die Sitzung des Rates der Stadt Herten 
am Mittwoch, den 24. Juni 2020 um 17.00 Uhr im Forum der Rosa-Parks-Schule Herten  
 
Bekanntmachung über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen zur Wahl der 
direkt in den Integrationsrat der Stadt Herten zu wählenden Mitglieder am 13. September 
2020 
 
Wahlordnung für den Integrationsrat der Stadt Herten vom 29. April 2020 mit den durch das 
„Gesetz zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020“ vom 02.06.2020 aktualisierten Fris-
ten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2 - 4 

 
 

5 - 6 
 
 
 

7 - 15 
 

 
 

Herausgeber und Druck: 
Stadt Herten 
„Der Bürgermeister“ 
 
Redaktion: Bürgermeisteramt 
 
Erscheinen: bei Bedarf 
 
Ausgabe: kostenlos im Rathaus der  
Stadt Herten  
 

 

Ausgabenummer: 14/2020 
Ausgabetag: 16.06.2020 

 
Jahresabonnement:        25,00 € 

  
Bestellung im Rathaus: 
Zimmer:       107 
Telefon:       02366 / 303-356 
E-Mail:          j.doering@herten.de 
Homepage:  www.herten.de 

 
 
 
 
 

 
 

 



B e k a n n t m a c h u n g 
 

Hiermit mache ich öffentlich bekannt: 

Am Mittwoch, 24.06.2020, findet um 17.00 Uhr 

im Forum der Rosa-Parks-Schule, Fritz-Erler-Str. 2 in Herten 

eine Sitzung des Rates mit folgender Tagesordnung statt 

(aktualisierte Fassung): 
 
 TAGESORDNUNG  

    
ÖFFENTLICHER TEIL: 
 
1. Ehrung des Ratsmitgliedes Jutta Warschkow für die 15-jährige Zugehörig-

keit zum Rat der Stadt Herten  
 

  

2. Genehmigung der Tagesordnung 
 

  

3. Niederschrift 48/14-20 
 

  

4. Bericht der Verwaltung zur Corona-Pandemie 
 

  

5. Einrichtung einer Hundewiese im Backumer Tal 
- Baubeschluss 
- Anregung nach § 24 GO NRW "Errichtung einer Hundewiese im Backu-
mer Tal" der TOP-Partei vom 05.05.2019 
 

20/065  

6. Gesamtabschluss 2018 - Zuleitung des bestätigten Entwurfs 
 

20/064  

7. Jahresabschluss 2019 
- Zuleitung des bestätigten Entwurfes 
 

20/093  

8. Zustimmung zu einer außerplanmäßigen Ausgabeermächtigung 
- Deckensanierung Zum Bauhof 
 

20/094  

9. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 "Herten-Mitte, Einzelhandels- 
und Dienstleistungszentrum" mit Vorhaben- und Erschließungsplan 
- Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 BauGB 
- Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Absatz 2 BauGB 
 

20/085 
 

10. Mobilstation am SPNV-Haltepunkt Herten 
- Programmbeschluss 
- Antrag der SPD-Fraktion vom 21.12.2018 gem. § 14 GeschO des Rates 

und der Ausschüsse der Stadt Herten 
- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN vom 14.01.2019 gem. § 
14 GeschO des Rates und der Ausschüsse der Stadt Herten 
 

 

20/088  
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11. Integriertes Stadtentwicklungskonzept "Neustart Innenstadt"  
- Umgestaltung Bramhügel - Baubeschluss 
- Antrag der Ratsfraktion DIE LINKE. vom 21.10.2019 nach § 14 GeschO 
des Rates und der Ausschüsse der Stadt  
Herten hier: Trinkbrunnen in der Innenstadt 
 

20/083  

12. Neuwahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Herten-Mitte 
 

20/068  

13. Neugliederung der Schiedsamtsbezirke in Herten 
 

20/069  

14. Genehmigung von Dringlichkeitsbeschlüssen  
 

  

14.1 Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses 
hier: Aktualisierung der Wahlordnung für den Integrationsrat der Stadt 
Herten 
 

20/101 
 

14.2 Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses 
hier: Aussetzung der Erhebung der Elternbeiträge für den Monat Juni 
2020 
 

20/098 
 

15. Zusammenführung der Elternbeitragssatzungen für Kindertagespflege, 
Kindertageseinrichtungen und Offene Ganztagsschulen 
 

20/075  

16. Gemeinschaftsunterkunft  
- Beschluss zum weiteren Vorgehen 
 

20/076  

17. Sanierung der Gymnastikhalle des Städtischen Gymnasiums Herten 
hier: Anpassung des Baubeschlusses 
 

20/080  

18. Martinischule  
- Rückbaubeschluss 
 

20/081  

19. Kunstrasenplätze  
 

  

19.1 Neubau eines Kunstrasenplatzes auf der Sportanlage Katzenbusch 
- Baubeschluss 
 

20/024  

19.2 Neubau eines Kunstrasenplatzes auf der Sportanlage Paschenberg  
- Baubeschluss 
 

20/060  

20. Neue Zeche Westerholt  
 

  

20.1 Projektbeschluss - Interkommunales Projekt Neue Zeche Westerholt 
 

20/086  

20.2 Zustimmung zu einer außerplanmäßigen Auszahlung - Torhäuser Neue 
Zeche Westerholt 
 

20/087  

20.3 Bestellung von städtischen Vertretern für den Beirat der Entwicklungsge-
sellschaft Neue Zeche Westerholt mbH (EG NZW) 
 

20/092  
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21. Gesellschaftsbeteiligung (Trianel Wind und Solar GmbH & Co. KG) zur Re-
alisierung von Projekten im Bereich der Erneuerbaren Energien durch die 
Hertener Energiehandelsgesellschaft mbH 
 

20/096  

22. Bestellung einer Verwaltungsprüferin in der Örtlichen Rechnungsprüfung 
 

20/099 
 

23. Bestellung eines technischen Prüfers in der Örtlichen Rechnungsprüfung 
 

20/100 
 

24. Anträge von Fraktionen und Ratsmitgliedern gemäß § 4 GeschO  
 

 
 

25. Anträge von Fraktionen und Ratsmitgliedern gemäß § 14 GeschO 
 

  

26. Anfragen von Fraktionen und Ratsmitgliedern gemäß § 15 GeschO 
 

  

27. Mitteilungen der Verwaltung 
 

  

    
 
NICHTÖFFENTLICHER TEIL: 
 
28. Veräußerung städtischer Erbbaugrundstücke in Herten  

- Ermächtigungsbeschluss 
 

20/078  

29. Gründung der Entwicklungsgesellschaft Neue Zeche Westerholt (EG NZW) 
- Überarbeitung des Entwurfs des Konsortialvertrags - 
 

20/089  

30. Errichtung einer Gewerbeimmobilie durch die HTVG 
 

20/074  

31. Kindertagesstätte Sternschnuppe (Ringstr.) 
- Erwerb der angemieteten Erweiterung 
 

20/082  

32. Mitteilungen der Verwaltung 
 

  

 
 
Herten, 09.06.2020 
 
 
gez. Fred Toplak 
Bürgermeister 
 
 
 
 
Hinweis: 
Unter Berücksichtigung der Sicherheitshinweise des Robert-Koch-Instituts (RKI) sind die Plätze 
für Zuschauerinnen und Zuschauer zur Ratssitzung nur begrenzt verfügbar.  
Zur besseren Planbarkeit bitten wir um vorherige Anmeldung vorab per E-Mail unter: 
Buergermeisteramt@herten.de. 
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Stadt Herten       
Der Wahlleiter   

__________________________________________________________________________________   

Herten, den 15.06.2020 

Bekanntmachung 

über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen zur Wahl der direkt in den Integ-
rationsrat der Stadt Herten zu wählenden Mitglieder am 13. September 2020 

Am Sonntag, den 13. September 2020 findet die Wahl der direkt in den Integrationsrat der 
Stadt Herten zu wählenden Mitglieder statt. 

Wegen der Coronavirus-Krise (COVID 19) unterliegen die Vorbereitung der Kommunalwahlen 
2020 einigen Besonderheiten. Deshalb wurde das „Gesetz zur Durchführung der Kommunal-
wahlen 2020“ am 02. Juni 2020 durch den Landtag NRW bekannt gemacht. Das betrifft auch die 
Wahl des Integrationsrates der Stadt Herten. Geändert wurden die Fristen für die Eintragung in 
das Wählerverzeichnis, der Stichtag für die Einreichung von Wahlvorschlägen und deren Zulas-
sung und Bekanntmachung. Die vom Rat der Stadt Herten am 29. April 2020 beschlossene 
Wahlordnung für den Integrationsrat bleibt ansonsten unverändert. Die aktualisierte Fassung 
wird hiermit bekannt gemacht.  

Gemäß § 11 der Wahlordnung der Stadt Herten für die Wahl der direkt in den Integrationsrat zu 
wählenden Mitglieder vom 29. April 2020 (IntegrationsratsWahlO) fordere ich hiermit zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen für die Integrationsratswahl auf. 

Auf die Bestimmungen des § 27 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 206). – SGV. NRW. 2023, 
sowie auf das Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202) und auf die Kommunalwahlordnung – KWahlO – 
vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 9. Oktober 2019 (GV. NRW. S. 602)- wie auf die Wahlordnung der Stadt Herten für die 
Wahl der direkt in den in Integrationsrat zu wählenden Mitglieder vom 29. April 2020 weise ich 
hin.  
Die Wahl des Integrationsrates findet zusammen mit der Kommunalwahl statt. Die Stimmbezir-
ke entsprechen den Stimmbezirken der Kommunalwahl. 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
Berechtigt zur Einreichung von Wahlvorschlägen sind Gruppen von Wahlberechtigten und/oder 
Bürgerinnen und Bürger (Listenwahlvorschläge) und einzelne wahlberechtigte Personen sowie 
Bürgerinnen und Bürger (Einzelbewerber/innen). Jede wahlvorschlagsberechtigte Person kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen.  

Im Sinne des § 9 der Integrationsratswahlordnung kann als Wahlbewerber*in jede/r Wahlbe-
rechtigte sowie jeder Bürger*in der Stadt Herten, die am Wahltag 18 Jahre alt sind und mindes-
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tens seit drei Monaten vor der Wahl in Herten ihre Hauptwohnung haben, benannt werden, 
sofern er/sie ihre Zustimmung schriftlich erteilt haben; die Zustimmung ist unwiderruflich und 
beinhaltet gleichzeitig die Versicherung, dass für keinen anderen Wahlvorschlag die Zustim-
mung zur Benennung als Bewerber/in abgegeben wurde. Für Listenwahlvorschläge kann das 
Instrument der Stellvertretung vorgesehen werden. 
Eine Stellvertretung für Einzelbewerber/Einzelbewerberinnen ist nicht vorgesehen. 

Listenwahlvorschläge müssen von der Leitung der den Wahlvorschlag einreichenden Gruppe 
unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie einen nach demokratischen Grundsät-
zen gewählten Vorstand besitzen und die Benennung und Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber nach demokratischen Grundsätzen erfolgt ist.  
Jeder Wahlvorschlag muss Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsda-
tum, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung des Wahlbewerbers/der Wahlbewerberin 
enthalten.  
Der Wahlvorschlag muss als "Listenwahlvorschlag" oder als "Einzelbewerber*in" gekennzeich-
net und mit einer Bezeichnung des Wahlvorschlags versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise 
der Name des ersten Bewerbers/der ersten Bewerberin an die Stelle der Wahlvorschlagsbe-
zeichnung.  
In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensper-
son bezeichnet sein. 

Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens 25 Wahlberechtigten unterstützt sein. Die Unter-
stützungsunterschriften sind persönlich und handschriftlich abzugeben. Wahlberechtigte dür-
fen mit ihrer Unterschrift nur einen Wahlvorschlag unterstützen. Hat jemand mehrere Wahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig. 
Die Unterstützung eines Wahlvorschlages durch die wahlberechtigte Wahlbewerberin oder den 
wahlberechtigten Wahlbewerber ist zulässig. Keine Unterstützungsunterschriften müssen bei-
gebracht werden für Wahlvorschläge von Wahlvorschlagsträgern, die in der laufenden Wahlpe-
riode ununterbrochen im Integrationsrat vertreten sind.  

Die Wahlvorschläge für die Wahl in den einzelnen Wahlbezirken und aus den Reservelisten sind 
gem. § 11 Abs. 9 IntegrationsratsWahlO bis zum 48. Tag vor der Wahl, spätestens bis zum 

Montag, den 27. Juli 2020, 18.00 Uhr 

beim Wahlleiter der Stadt Herten, Rathaus, Zimmer 039, Kurt-Schumacher-Str. 2 in 45699 Her-
ten, einzureichen.  
Sie müssen auch bei postalischer Übersendung bis zu diesem Zeitpunkt eingegangen sein.  
Die Einreichungsfrist ist eine Ausschlussfrist. 

Ich empfehle, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig einzureichen, damit etwaige Mängel, die 
die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig behoben werden können.  
Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen sind in Zimmer 039 erhältlich und stehen 
zusätzlich auf der Homepage der Stadt Herten zum Download bereit.  

Herten, den 15.06.2020 gez. Matthias Steck 
- Wahlleiter -
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Bekanntmachungsanordnung 

Die Wahlordnung für den Integrationsrat der Stadt Herten vom 07.05.2020, die der Rat in seiner 
Sitzung am 29.04.2020 beschlossen hat, wurde mit dem Dringlichkeitsbeschluss nach §60 GO vom 
10.06.2020 aktualisiert. Grundlage war das „Gesetz zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020“ 
vom 28.05.2020 bekannt gemacht am 02.06.2020. Sie wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der  

Wahlordnung für den Integrationsrat der Stadt Herten vom 07.05.2020 

mit dem Ratsbeschluss vom 29.04.2020 und dem Dringlichkeitsbeschluss vom 10.06.2020 
übereinstimmt und nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 

Die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann gegen diese Anordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt

b. die Wahlordnung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet,

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herten vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Herten, 15.06.2020 

gez. Fred Toplak 
Bürgermeister 
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Wahlordnung für den Integrationsrat der Stadt Herten 
vom 29. April 2020 

mit den durch das „Gesetz zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020“ vom 02.06.2020 
aktualisierten Fristen  

§ 1
Grundsätze 

Die Mitglieder des Integrationsrates werden nach dieser Wahlordnung, den für die Wahl geltenden 
Grundsätzen der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und den für die Integrationswahl 
geltenden Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes Nordrhein-Westfalen (KWahlG NRW) gewählt.  
Alle öffentlichen Bekanntmachungen, Vordrucke und der gesamte Schriftverkehr werden in deutscher 
Sprache abgefasst. 

§ 2
Wahlgebiet/Stimmbezirke 

(1) Das Wahlgebiet ist das Gebiet der Stadt Herten.

(2) Findet die Wahl zusammen mit der Kommunalwahl statt, entsprechen die Stimmbezirke den Stimm- 
bezirken der Kommunalwahl.

§ 3
Wahlorgane 

Wahlorgane sind 

1. der Wahlleiter
2. der Wahlausschuss
3. für jeden Stimmbezirk der Wahlvorstand
4. der Wahlvorstand zur zentralen Auszählung der in den Stimmbezirken abgegebenen Stimmen und
5. der Briefwahlvorstand.

§ 4
Wahlleiter 

Der Wahlleiter ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Wahl zuständig, soweit 
nicht gesetzliche Vorgaben und/oder diese Wahlordnung bestimmte Zuständigkeiten anderen  
Wahlorganen übertragen. 

§ 5
Wahlausschuss 

(1) Wahlausschuss für die Wahl der direkt in den Integrationsrat zu wählenden Mitglieder ist der Wahl-
ausschuss für die Kommunalwahlen.
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(2) Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulassung der Wahlvorschläge und stellt das Gesamtergeb-
nis der Wahl fest. Er ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Über 
das Ergebnis der Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen.  Er trifft seine Entscheidungen mit einfa-
cher Mehrheit; bei Stimmengleichheit ergibt die Stimme des Vorsitzenden/der Vorsitzendenden den 
Ausschlag. 
 

§ 6 
Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit 

 
(1) Der Wahlvorstand ist für die ordnungsgemäße Wahlhandlung und für die korrekte Ergebnismitteilung 
im Wahlraum, der Briefwahlvorstand für die korrekte Ergebnismitteilung der Briefwahl verantwortlich. 
Der Wahlvorstand besteht aus dem/der Wahlvorsteher*in, der Stellvertretung und drei bis acht Beisit-
zern. Aus dem Kreis der Beisitzer werden eine Schriftführung und eine stellvertretende Schriftführung 
bestellt.  
 
(2) Der Bürgermeister beruft die Mitglieder des Wahlvorstandes. Dem Wahlvorstand können neben den 
Wahlberechtigten nach § 7 auch Bürger*innen angehören. Soweit hierbei wahlberechtigte Personen mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit teilnehmen, müssen diese der deutschen Sprache hinreichend mächtig 
sein.  
 
(3) Der Wahlvorstand sorgt für eine ordnungsgemäße Durchführung der Wahl. Er entscheidet über 
Zweifelsfälle bei der Wahlhandlung und Wahlergebnisermittlung mit Stimmenmehrheit; bei Stim-
mengleichheit ergibt die Stimme des Wahlvorstehers/der Wahlvorsteherin den Ausschlag. Während 
der Wahlhandlung müssen mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstandes ständig anwesend sein, 
darunter der Wahlvorsteher/die Wahlvorsteherin und der Schriftführer/die Schriftführerin oder deren 
Vertreter/Vertreterinnen. Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses sollen alle Mitglieder des Wahlvor-
standes anwesend sein. 
 
(4) Die Mitglieder der Wahlvorstände üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus. 
 
(5) Für den Briefwahlvorstand gelten die Abs. 1 - 3 entsprechend.  

 
§ 7 

Wahlberechtigung 
 

(1) Wahlberechtigt ist, wer 
 

a) nicht deutsch im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist, 
b) eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, 
c) die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder 
d) die deutsche Staatsangehörigkeit gem. § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes,  

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2019 (BGBl. 1626), erworben hat. 
 
(2) Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 
 

a) das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
b) sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und 
c) mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl in der Stadt Herten ihre Hauptwohnung haben.  

 
(3) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. Wahlbe-
rechtigte Personen nach Absatz 1 Buchstabe c) und d) müssen sich bis zum 16. Tag vor der Wahl in das 
Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie haben den Nachweis über die Wahlberechtigung zu führen. 
 

9



 

(4) Die Eintragung in das Melderegister gilt regelmäßig als Nachweis des melderechtlich rechtmäßigen 
Aufenthalts. 
 

§ 8  
Wahlrechtsausschluss 

 
Nicht wahlberechtigt sind Ausländer*innen, 
 

a) auf die das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008  
(BGBl. I S.162 zuletzt geändert durch Artikel 4b des Gesetzes vom 17. Februar 2020 (BGBl. I S. 166)), 
keine Anwendung findet oder  
 
b)  die Asylbewerber*innen sind. 

 
§ 9 

Wählbarkeit 
 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten sowie alle Bürger*innen der Stadt Herten, die 
 

a) am Wahltag 18 Jahre alt sind und 
b) mindestens seit drei Monaten vor der Wahl in der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben. 

 
(2) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wähl-
barkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

 
§ 10 

Wahltag und Wahlzeit 
 

(1) Die Wahl der Mitglieder des Integrationsgremiums findet am Tag der Kommunalwahl statt. 
 
(2) Die Wahlzeit dauert von 8:00 bis 18:00 Uhr. 
 
(3) Der Wahlleiter macht die Integrationsratswahl spätestens am 6. Tag vor der Wahl öffentlich bekannt. 

 
§ 11 

Wahlvorschläge 
 

(1) Der Wahlleiter fordert nach Bekanntmachung des Wahltages zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
durch öffentliche Bekanntmachung auf. 
 
(2) Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlberechtigten oder Bürger*innen (Listenwahlvorschlag) 
oder einzelnen Wahlberechtigten sowie einzelnen Bürger*innen (Einzelbewerber*innen) eingereicht wer-
den. Jede/r Wahlvorschlagsberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. 
 
(3) Als Wahlbewerber können alle Wahlberechtigten sowie alle Bürger*innen der Stadt Herten nach ihrer 
schriftlichen Zustimmung benannt werden; die Zustimmung ist unwiderruflich.  
 
(4) Für die Wahlvorschläge nach Listen und die Einzelbewerber*innen können Stellvertreter*innen be-
nannt werden. 
 
(5) Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die Reihenfolge der Stellvertretung in entsprechender  

10



 

Anwendung des § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden Fassung. Die Reihenfolge 
der Stellvertretung bestimmt sich nach der Reihenfolge der Liste, so dass an die Stelle des/der verhinder-
ten gewählten Bewerber*in die jeweils listennächste Person tritt.  
 
(6) Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag einreichenden Gruppe unter-
zeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand besitzt und die Benennung und Aufstellung der Bewerber*in nach demokratischen Grundsätzen 
erfolgt ist. 
 
(7) Jeder Wahlvorschlag muss Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsdatum, Ge-
burtsort, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung, E-Mail-Adresse oder Postfach aller Wahlbewer-
ber*innen enthalten. Sofern Stellvertreter*in benannt werden, sind diese ebenfalls mit den Angaben nach 
Satz 1 aufzuführen.  
 
(8) Jeder Wahlvorschlag muss als "Listenwahlvorschlag" oder als "Einzelbewerber*in" gekennzeichnet und 
mit einer Bezeichnung des Wahlvorschlags versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des/der 
ersten Bewerber*in an die Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung. 
 
(9) Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens 25 Wahlberechtigten unterstützt sein. Unterschriften sind 
persönlich und handschriftlich abzugeben. Jede/r Wahlberechtigte darf mit seiner /ihrer Unterschrift 
nur einen Wahlvorschlag unterstützen. Gültig ist nur die erste zur Bescheinigung des Wahlrechtes vorge-
legte Unterschrift. Weitere Unterschriften sind ungültig. Die Unterstützung eines Wahlvorschlages durch 
wahlberechtigte Wahlbewerber*innen ist zulässig. Keine Unterstützungsunterschriften müssen beige-
bracht werden für Wahlvorschläge von Wahlvorschlagsträgern, die in der laufenden Wahlperiode unun-
terbrochen im Integrationsrat vertreten sind. 
 
(10) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson 
bezeichnet sein. 
 
(11) Für die Wahlvorschläge sind die Formblätter zu verwenden, die der Wahlleiter bereithält. 
 
(12) Wahlvorschläge sind bis zum 48. Tag vor der Wahl, 18:00 Uhr, beim Wahlleiter einzureichen. Der 
Wahlleiter prüft die Wahlvorschläge und legt sie dem Wahlausschuss zur Entscheidung vor.  
 
(13) Der Wahlausschuss entscheidet spätestens am 39. Tag vor der Wahl über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Für die Zurückweisung von Wahlvorschlägen gilt § 18 Absatz 3 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes 
in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 
 
(14) Die zugelassenen Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter mit den in Abs. 7 genannten Merkmalen 
bekannt gemacht. Statt des Geburtsdatums ist jedoch jeweils nur das Geburtsjahr und statt der vollstän-
digen Anschrift sind der Wohnort mit Postleitzahl und die E-Mail-Adresse oder das Postfach anzugeben. 
Weist ein/e Bewerber*in bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegenüber dem Wahlleiter nach, dass für 
sie/ihn im Melderegister eine Auskunftssperre nach den melderechtlichen Vorschriften eingetragen ist, 
ist anstelle von Wohnort und E-Mail-Adresse oder Postfach eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden, 
die sich ebenfalls aus der Angabe einer Gemeinde mit Postleitzahl und einer E-Mail-Adresse zusammen-
setzt.  
 
(15) Der Wahlvorschlag ist in deutlich lesbarer Block – oder Maschinenschrift in lateinischen Buchstaben 
abzufassen. 
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§ 12
Stimmzettel 

(1) Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt. Sie enthalten die zugelassenen Wahlvorschläge in der
Reihenfolge, in der die für einen gültigen Wahlvorschlag erforderlichen Unterlagen beim Wahlleiter ein-
gegangen sind.
Die Einzelbewerber*innen sowie deren Stellvertreter*innen werden mit Familiennamen und Vornamen
in den Stimmzettel aufgenommen.
Die Listenwahlvorschläge werden mit der Bezeichnung und der Kurzbezeichnung des Wahlvorschlags auf-
genommen. Zusätzlich werden Familienname und Vornamen der ersten fünf auf der Liste genannten Be-
werber aufgeführt.

§ 13
Wählerverzeichnis/ Wahlbenachrichtigung 

(1) Für jeden Stimmbezirk wird ein Wählerverzeichnis geführt.

(2) In das Wählerverzeichnung werden alle Personen von Amts wegen eingetragen, bei denen am 35. Tag
vor der Wahl (Stichtag) feststeht, dass sie am Wahltag wahlberechtigt sind. Von Amts wegen in das Wäh-
lerverzeichnis einzutragen sind auch die nach dem Stichtag bis zum 16. Tag vor der Wahl zugezogenen
und bei der Meldebehörde der Stadt Herten gemeldeten Wahlberechtigten.
Die Wahlberechtigten erhalten eine Wahlbenachrichtigung bis zum 21. Tag vor der Wahl.

(3) Die Wahlberechtigten sind im Wählerverzeichnis mit Familien- und Vornamen, Geburtsdatum,
Staatsangehörigkeit und Anschrift aufgeführt. Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufender
Nummer nach Straßen und Hausnummern alphabetisch angelegt.

(4) Das Wählerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten der Stadtverwaltung Herten zur Einsichtnahme bereitgehalten. Zeit und Ort der Bereithaltung zur
Einsichtnahme werden öffentlich bekannt gemacht.

(5) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist beim 
Bürgermeister der Stadt Herten schriftlich oder zur Niederschrift Einspruch einlegen. Über den Einspruch
entscheidet der Bürgermeister. Gegen die Entscheidung des Bürgermeisters kann binnen drei Tagen nach
Zustellung Beschwerde eingelegt werden, über die die Aufsichtsbehörde entscheidet.

(6) Wahlberechtigte, die nicht in dem Wählerverzeichnis eingetragen sind, können sich bis zum 16. Tag
vor der Wahl in das Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie haben den Nachweis über ihre Wahlberech-
tigung zu führen.

(7) Der Bürgermeister macht spätestens am 24. Tag vor der Wahl öffentlich bekannt,

1. den Wahltag, Beginn und Ende der Wahlzeit sowie die Wahlräume,
2. wo, wie lange und zu welchen Tagesstunden das Wählerverzeichnis eingesehen werden kann,
3. dass Wahlberechtigte, die nicht in dem Wählerverzeichnis eingetragen sind, sich bis zum 16. Tag

vor der Wahl in das Wählerverzeichnis eintragen lassen und den Nachweis über ihre Wahlberech-
tigung führen müssen,

4. wo, in welcher Zeit und welchen Voraussetzungen ein Wahlschein beantragt werden kann,
5. bis zu welchem Tag vor der Wahl den Wahlberechtigten, die in das Wählerverzeichnis eingetragen

sind, spätestens eine Wahlbenachrichtigung zugeht und
6. wie durch Briefwahl gewählt wird.
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§ 14
Durchführung der Wahl 

(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis des Stimmbezirks eingetragen ist oder einen Wahl-
schein hat.

(2) Jede wahlberechtigte Person hat eine Stimme.

(3) Auf Verlangen haben sich Wählende gegenüber dem Wahlvorstand auszuweisen.

(4) Bei der Briefwahl ist dem Bürgermeister in einem verschlossenen Wahlbriefumschlag

a) der Wahlschein,
b) in einem besonderen verschlossenen Stimmzettelumschlag der Stimmzettel

so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief am Wahltag bis 16:00 Uhr bei ihm eingeht. 

Auf dem Wahlschein hat der/die Wähler*in dem Bürgermeister an Eides statt zu versichern, dass der 
Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten eigenen Willen gekennzeichnet worden ist.  

§ 14 a
Stimmabgabe im Wahlraum 

(1) Gewählt wird in Wahlräumen durch Einwurf von Stimmzetteln in die Wahlurne. Die Wahlurne wird
zu Beginn der Wahlhandlung verschlossen und darf bis zum Ende der Wahlzeit nicht geöffnet werden.
Jede(r) Wähler/in hat seinen/ihren Stimmzettel in der Wahlkabine auszufüllen.

(2) Ein/e Wähler/in ist zurückzuweisen, wenn
• er/sie nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist,
• für ihn/sie bereits ein Stimmabgabevermerk im Wählerverzeichnis eingetragen ist, es sei denn,

er/sie weist nach, dass er/sie noch nicht gewählt hat,
• er/sie sich auf Verlangen nicht durch ein amtliches Dokument ausweisen kann,
• er/sie den Stimmzettel außerhalb der Wahlkabine kennzeichnet.

(3) Ein versehentlich unbrauchbar gemachter Stimmzettel ist durch Ausgabe eines neuen Stimmzettels
zu ersetzen.

(4) Die Stimmabgabe ist vom/von der Schriftführer*in im Wählerverzeichnis zu vermerken.

(5) Um 18.00 Uhr erklärt der/die Wahlvorsteher/in die Wahlhandlung für geschlossen. Im Wahlraum
noch anwesende Wahlberechtigte können ihre Stimme jedoch noch abgeben.

§ 14 b
Briefwahl 

(1) Bei der Briefwahl hat der/die Briefwähler/in dem Bürgermeister in einem verschlossenen Wahlbrief-
umschlag

a) seinen/ihren Wahlschein,
b) in einem besonderen verschlossenen Stimmzettelumschlag den Stimmzettel so rechtzeitig zu über-
senden, dass der Wahlbrief am Wahltag bis 16.00 Uhr bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle
eingegangen ist.
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(2) Auf dem Wahlschein hat der/die Briefwähler/in oder die Hilfsperson dem Bürgermeister an Eides statt
zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen der Briefwählerin/des
Briefwählers gekennzeichnet worden ist.

(3) Im Übrigen finden auf das Briefwahlverfahren die Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes über die
Briefwahl und den Wahlschein sowie die hierzu ergangenen Vorschriften der Kommunalwahlordnung ent-
sprechende Anwendung.

§ 15
Stimmenzählung und zentrale Auszählung 

(1) Nach dem Ende der Wahlzeit werden die Urnen der Stimmbezirke zu einer zentralen Auszählung zu-
sammengeführt. Den Urnen sind das jeweilige Wählerverzeichnis, die jeweilige Niederschrift und die ein-
genommenen Wahlscheine beizulegen. Nach dem Ende der Wahlzeit ist ein für die Auszählung
gebildeter Wahlvorstand abweichend von dem für die Wahlhandlung gebildeten Wahlvorstand für die
Stimmzählung zuständig.

(2) Bei der zentralen Auszählung wird zunächst anhand der Wählerverzeichnisse und der eingenommenen 
Wahlscheine die Anzahl der abgegebenen Stimmen festgestellt. Diese Zahl wird mit den in den Urnen
befindlichen Stimmzetteln verglichen. Danach wird die Zahl der gültigen Stimmen und der auf jeden Wahl-
vorschlag entfallenden Stimmen ermittelt.

(3) Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der für die Auszählung gebildete Wahlvorstand.

(4) Für die Ungültigkeit von Stimmen gilt § 30 des Kommunalgesetzes in der jeweils geltenden Fassung.

(5) Für die Briefwahl gelten die Abs. 1. - 4. entsprechend.

§ 16
Wahlniederschrift 

(1) Über die Wahlhandlung und die Stimmenzählung wird vom Schriftführenden eine Niederschrift gefer-
tigt.

(2) Die Wahlniederschrift ist von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen.

(3) Für die Briefwahl gelten die Abs. 1 und 2 entsprechend.

(4) Im Falle einer zentralen Auszählung fertigt der für die Wahlhandlung gebildete Wahlvorstand eine
Anlage zur Niederschrift, aus der die Übergabe des Wählerverzeichnisses, der evtl. eingenommenen
Wahlscheine und der verschlossenen Wahlurne hervorgeht. Die Anlage der Niederschrift ist von dem/ der
Wahlvorsteher*in oder dem/der stellvertretenden Wahlvorsteher*in und dem/der Schriftführer*in oder
dem/der stellvertretenden Schriftführer*in und der mit der Entgegenahme beauftragten Person zu un-
terzeichnen. Bei der Übergabe an den für die zentrale Auszählung gebildeten Wahlvorstand ist eine Emp-
fangsbescheinigung auszustellen. Diese ist von dem/der Wahlvorsteher*in des für die zentrale Auszählung 
gebildeten Wahlvorstands zu unterschreiben.

§ 17
Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung 

(1) Der Wahlausschuss stellt - nach vorangegangener Prüfung aller Wahlniederschriften auf Vollständig-
keit und Ordnungsmäßigkeit durch den Wahlleiter – unverzüglich nach der Wahl das Wahlergebnis und
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die Sitzverteilung nach dem Divisor Verfahren mit Standardrundung Sainte Lague/Schepers fest. Er ist da-
bei an die Entscheidungen der Wahlvorstände gebunden, jedoch berechtigt, Rechenfehler zu berichtigen. 
Bei gleichen zu berücksichtigenden Zahlenbruchteilen bis zu vier Stellen nach dem Komma entscheidet 
das von dem Wahlleiter zu ziehende Los. 

(2) Entfallen bei der Sitzverteilung auf einen Vorschlag mehr Sitze, als Bewerber*innen benannt sind, blei-
ben diese Sitze unbesetzt.

(3) Der Wahlleiter gibt die Namen der gewählten Bewerber*innen öffentlich bekannt, benachrichtigt die
gewählten Bewerber*innen durch Zustellung über die Feststellung ihrer Wahl und fordert sie auf, binnen
einer Woche nach Zustellung schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen.

(4) Für die Annahmeerklärung, den Mandatsverlust (einschließlich Verzicht) und die Ersatzbestimmung
gelten die Regelungen des Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweiligen Fassung entsprechend.

§ 17a
Verlust des Mandates 

Eine gewählte Person bzw. ihre persönliche/r Stellvertreter/in verliert seinen/ ihren Sitz, wenn mindes-
tens einer der in § 37 KWahlG NW genannten Gründe vorliegt. 

§ 18
Wahlprüfung 

Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen §§ 39 bis 44 des Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweils 
gültigen Fassung entsprechend. 

§ 19
Fristen 

Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder verändern sich nicht 
dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder der Termin auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen ge-
setzlichen oder staatlichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 

§ 20
Anzuwendende Vorschriften 

Für die Wahl zum Integrationsgremium gelten unbeschadet dieser Wahlordnung die §§ 2, 5 Absatz 1, §§ 
9 bis 13, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 Satz 1 und § 48 des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 

§ 21
Amtssprache 

Die Amtssprache ist deutsch. 

§ 22
Inkrafttreten 

Diese Wahlordnung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wahlordnung 
vom 27.02.2014 außer Kraft. 
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